Arbeitsblatt 4:

1) Keynesianische Revolution:

- 1936: VÖ 

- Anwendung: GB noch im WK 2, USA danach: Vollbeschäftigungsgesetz, DE: bis in die Krise der 70er von allen Partein angewandt

2) Basishypothesen des keynesianischen Konzeptes:

- erkannte, dass nicht das Angebot, sondern die (instabile) Nachfrage entscheidet über wirtschaftlichen Erfolg

- Konsumausgaben sind einkommensabhängig (später: auch mehr sparen)

- Unternehmer produzieren, wenn sie annehmen ihre Güter absetzen zu können

- Unternehmer investieren, wenn Gewinn- und Zukunftsaussichten höher/positiver sind als Zinsen der Bank 

- wenn Unt. nicht aus ausreichend investieren, muss Staat als Investor (v.a. techn. Infrastruktur + Bildung) auftreten, bzw. Nachfrage erzeugen ( Kredite)

- in Boom: reinholen

- Wohlfahrt ist nicht nur Ergebnis erfolgreicher ökonomischer Entwicklung, sondern auch deren Vorraussetzung

- Ebene des souveränen Zentralstaates ist von zentraler Bedeutung

- Sozialpartnerschaft und sozialer Konsens

3) Grundelemente des wirtschaftspolitischen Konzepts der Globalsteuerung:

- steuernder Staat

- Sicherung einer krisenfreien Wirtschaftsentwicklung durch staatl. Steuerung makroökonomischer Größen: Konsum, Investition, Staatsausgaben, Einkommen, Außenhandel

- Ziel: Vollbeschäftigung, stetiges Wachstum, Preisstabilität, Außenwirtschaftl. Gleichgewicht

4) Wirtschaftl. Maßnahmen der Globalsteuerung:

- Ergänzung staatl. Ordnungspol. durch umfassende Prozesspol.

- Koordination der Marktmechanismus im Mikrobereich

- Globalsteuerung im Makrobereich

5) Hauptträger der Instrumente der Konjunkturpolitik:

- Zentralbanken, Staat

5a) Instrumente der Geldpolitik in der Hochkonjunktur:

- Erhöhen der Zinsen

5b) Instrumente der Fiskalpolitik in der Rezession:

- Abgaben/Steuern senken

6a) Institutionen des Stabilitätsgesetz 1967:

- Bund + Länder

6b) Instrumente des Stabilitätsgesetz 1967:

- Jahreswirtschaftsbericht der Regierung

- Steuerung der öffentlichen Nachfrage (Beschleunigung oder Verzögerung)

- Konjunkturausgleichsrücklagen von Bund + Land

- Ver- und Entschuldung der Ö-hand

- Herabsetzen / Erhöhen von Steuern

- Investitionszulagen bei wirtschaftl. Krisen, Aussetzung von Sonderabschreibung bei Hochkonjunktur

7) Indikatoren für Erfolg oder Misserfolg einer nachfrageorientierter Wirtschaftspol.:

- Arbeitslosenzahl

- Wirtschaftswachstum

- Steigen/Sinken der Nachfrage (der Konsumenten)

- Inflation

8) Probleme einer nachfrageorientierter Wirtschaftspol.:

- Stagflation 

- durch falsche Diagnose können antizyklisch intendierte Maßnahmen prozyklisch wirken

- Globalsteuerung wirkt indirekt durch Gewöhnungs- und Mitnahmeeffekte (Er- und Abwarten von Anreizen ( Verzögerung von eh geplanten Aktionen)

- Tarifautonomie kann zu Hindernis werden (nicht konjunkturgerechte Preis- und Lohnpol.)

- Sparen in der Boomphase ist pol. schwer möglich, Körperschaften sind zu unflexibel

- starke Verflechtung mit dem Ausland

9) Konzeption der angebotsorientierten Wirtschaftspol.:

9a) monetaristische Konzeption:

9b) Basishypothese:

- Stabilitätshypothese: System stabil, wenn Wettbewerb wirksam

- Staatsversagen: Instabilität weil Eingriffe

- Konstanz der Wirtschaftspol.

9c) Saysches Theorem

- Angebot schafft sich eine Nachfrage (Produktion ( Einkommen ( Kosum)

9d) Menschenbild dahinter:

- Fleiß, Disziplin, Ehrgeiz, Risikobereitschaft

9e) Verhältnis von Staat und Ökonomie

- zurückhaltender Staat (Sanierung, Deregulierung)

9f) Verhältnis von Staat und organisierte Interessen

- autonomer Staat: nicht beeinflussbar

10) Ziel der Wirtschaftspol.:

- Sanierung der Finanzen

- stetige Wirtschaftspol. ( Wachstum, Geldwertstabilität, Vollbeschäftigung

11) Kritik an Angebotsorientierter Wirtschaftspol.:

- einseitige Betonung der Angebotsseite ( vernachlässigt kreislauftheoretische Zusammenhänge (Löhne = Kosten = Einkommen)

- Haushaltskonsolidierung in der Krise

- Umverteilung nach oben

- Abbau des Sozialstaat ( soziale Ungerechtigkeit steigt

12) Auswirkungen einer angebotsorientierten Wirtschaftpol. auf die Einkommensverteilung in der BRD in den 80ern:

- steuerliche Entlastung von Privatpersonen ( wirtschaftl. Dynamik

- stetiges Wirtschaftswachstum

- trotzdem: Anstieg der Arbeitslosigkeit

Arbeitsblatt 5 Globalisierung:

1) Definition:

- ökonomische Vereinheitlichung

- Internationalisierung des Handels 

- Die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung ist nicht einfach urwüchsig über die Welt gekommen. Sie ist politisch aktiv herbei geführt worden

- Entschuldigung für nationale Untätigkeit oder Misserfolge

- Ausübung von Druck auf nationale Regierungen oder Verbände

- Ausrede für Resignation oder Rückzug in die Schmollecke.

2) Gekennzeichnet durch:

- Weltumspannung der Märkte der Waren, der Dienstleitungen, der Finanzströme, der Informationen und der Arbeit

- alle Staaten und Gesellschaft in einem komplexem System wechselseitiger Abhängigkeiten durch internationale Vernetzung von Marktproduktion, Kommunikation und Markrprozessen

- Kredit- und Finanzwesen führt spekulatives Eigenleben

- neue Formen der Fragmentierung und Polarisierung (insb. internationale Arbeitsteilung)

- Deregulierung innerhalb der Nationalstaaten

- technisch gekennzeichnet durch Entwicklung von Verkehrs-, Transport- und Kommunikationssystemen

3) Ursachen:

- Entwicklung IuK-Technologien, Verkehrs/Transport (Waren und Personen)

- Zusammenbruch der UdSSR

- Zusammenbruch des Bretton-Woods-System fester Wechselkurse und Liberalisierung des Geldmarktes

- politisch definierten Systemwettbewerb zum vorwiegend ökonomisch definierten Standortwettbewerb

4) Entkopplung von Waren-/Arbeitsmarkt und Geld-/Finanzmarkt:

- 

5) Internationale Schattenwirtschaft: Kennzeichen und Bedeutung

- bei steuerbedingter Einkommensminderung ziehen Kriminelle illegale Beschäftigung vor

- ausweichen auf 

6) Dominierende Strategien bei multinationalen Konzernen:

- Gewinne in Steueroasen anfallen lassen

- Arbeitskräfte billiger

- weniger Bürokratie, weniger strikte Gesetze/Verordnungen (v.a. im Umweltbereich, Arbeitszeit, Arbeitsplatz)

- ( geringere Kosten ( höhere Gewinne

- Wettbewerbsvorteile bzw. Mithalten mit Wettbewerbern

- ggf. Erschließung von Absatzmärkten (schon jetzt: sehr attraktive Margen für effiziente Unternehmen mit Filialnetz und steigende Skalenerträgen)

7) Argumente für weitere Globalisierung:

- spillover-effect: Wissenstransfer von techn. und management Kenntnissen (Sehen/Erfahren was praktisch möglich ist) ( Erhöhung der Produktivität im Entwicklungsland, Firmengründungen 

- 24/7 F+E, Produktion

- Entstehen von nachgelagerten Arbeitsplätzen (Dienstleistungen) (1:2-3)

8) Folgen:

8a) für die Weltentwicklung:

- transnationale Identität

- Wettbewerb der Standorte

- Verlierer: Umwelt, Nationalstaaten, Arbeitnehmer in trad. Industrieländern

- wenige Profiteure (nutzen Ressourcen, die alle zahlen)

- Armut steigt , v.a. Schere zwischen Arm und Reich 

- noch kein Kompensationskonzept realisiert 

( Radikalkapitalismus / Turbo-

8b) für die Volkswirtschaften der traditionellen Industrieländer:

- Bedeutungsverlust

- Verlust von produzierenden und nachgelagerten Arbeitsplätzen (3:1)

- Verlust an Umwelt- und Sozialstandards (Tarifautonomie, Rente, Sozialhilfe) 

- Verdrängungswettbewerb mit O/SO-Asien und MOE

8c) für die zentralen gesellschaftl. Institutionen:

- Bedeutungsverlust z.B. der Gewerkschaften, der nationalen Regierung (Reaktion statt Aktion)

- 

8d) für die Handlungsspielräume der Nationalstaaten:

- eingeschränkt

9) Auswege aus der Globalisierungsfalle:

- Tobin Steuer (Besteuerung der internationalen Finanzströme)

- starke Demokratien

- gemeinsame Handelspolitik (EU)

- internationale Kartellrecht

10) Standortdebatte in der BRD

- Diskussionslinien:

- Anpassen an Billig-Lohn-Länder (Standortdebatte)

- Steuerflucht der Großunternehmen, aber nutzen der deutschen Infrastruktur etc.

- 

Arbeitsblatt 6 Regionalisierung:

1a) sektorale Strukturpol.:

- Verhältnis verschiedener Wirtschaftssektoren zur Gesamtwirtschaft

- Indikator: Beitrag zum Volkseinkommen, Anteil der Beschäftigten

1b) regionale Strukturpol.:

- Verhältnis verschiedener Regionen zum Gesamtwirtschaftsraum 

- Indikator: BIP, Anteil der Beschäftigten

2) Zielsetzungen der Strukturpol.:

- Versorgungssicherheit (möglichst Autarkie, bzw. unabhängige Quellen)

- Branchen (nur) über Flaute hinweghelfen (befristete Wettbewerbsprobleme)

- Entlastung von Unternehmen und Beschäftigten vom Anpassungsdruck des dynamischen Strukturwandels

- Ausgleich subventionsbedingter Wettbewerbsnachteile

- staatliche Beteiligung bei hohen F+E Kosten

- Antizipation von Veränderungen der Produktions- und Absatzbedingungen 

3) Definition einer Wirtschaftsstruktur:

- 
Branchenmix

4) Zentrale Argumente für staatl. Strukturpol. auf der Zentralebene:

- regionaler Ausgleich ( Schaffen von überall gleichen Lebensbedingungen

5) Gegenargumente staatl. Strukturpol.:

- klassische Anreizsysteme wie Subventionen, Schutz und Anreitstrategien greifen nur noch begrenzt

- es gibt bereits andere erfolgversprechende Konzepte (strategische Allianzen von Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Gewerkschaft)

- Wirkung regionaler dezentraler Strukturpol.

6) ¿Staatl. Förderung von Zukunftstechnologien sinnvoll?:

- wer legt fest was Zukunftstechnologien sind?

- wer sonst könnte fördern? 

- Staat macht Grundlagenforschung, wann aber steht fest wann eine Technologie eine Zukunftstechn. ist, d.h. erst dann wenn auch Dritte Nutzen sehen?

- Beispiele: Solarenergie, 

7) Zentrale Strukturprobleme der BRD:

- Kostenkrise (hohe Löhne, Steuern, Abgaben)

- Innovations- und Organisationskrise (Managementfehler, Anpassungsprobleme an Anforderungen des globalen Wettbewerbs)

- 

8) Regionale Strukturpol. und Begründung für deren Notwendigkeit:

= Regionalisierung des pol. Konzeptes

( Ziel: Entw. eines Standortprofils, Ausbau der Spezialisierungsvorteile der Region 

( Region als Handlungsfeld innovativer Prozesse 

- fachspezifische, regionale oder betriebl. Einzellösungen sind gefordert, die nur mit Engagement der Akteure vor Ort durchführbar sind

- Handlungsspielraum der Region wird vergrößert durch Dezentralisierung der Entscheidungs- und Gestaltungsmacht (umgehen von Steuerungsengpässen auf höherer Ebene: EU/Bund/Land)

- Kommune (als trad. Handlungsebene) zu klein

- für Unt. mehr als nur eine Kommune relevant (reg. Infrastruktur)

9) Definition Region:

- Abgrenzung eines Funktionsraums, die auf sozialökonomischen Verflechtungen zwischen einzelnen Standorten einer Region und auf einem regionalen Bewusstsein beruht

- Prägung durch gemeinsame historische, soziokulturelle, politische und infrastrukturelle Hintergründe 

10) Argumente für Zuwachs der Bedeutung von Regionen, v.a. im vereinigten Europa:

- EU Subventionen für reg. Projekte

- Grenzregionen

11) Vorraussetzungen damit Region eine politikfähige Einheit wird:

- Bereitschaft + Einsicht der pol. Akteure

- sozioökonomische Verflechtung + reg. Bewusstsein 

- flexible Politik- und Produktionsnetzwerke auf dezentraler Ebene

- Entwicklung eines regionalen Leitbildes

- Identifikation des endogenen Potentials

- fruchtbare Allianzen (P+W+W)

- Überwindung des Konkurrenzgedankens benachbarter Kommunen

- Risikokapital für Leit- und Demo-projekte

12) Politikformen und –instrumente, die in der regionalisierten Strukturpol. erprobt werden:

- neue Organisationsform: systematische Verknüpfung zu reg. Netzwerken aus (P+W+W)

- Personen, Organisationen die Verantwortung für das Wohlergehen der Region tragen sollen gemeinsam an der reg. Entw. und Erneuerung mitwirken

13) Zentrale Probleme der reg. Strukturpol.:

- Reichweite

- falscher Schwerpunkt (Unternehmensorientiert)

- lediglich widerspiegeln kommunaler Aufgaben (Abwasser etc)

- Regionen werden von oben gebildet (reg. Bewusstsein)

- Freiwilligkeit d.h. nicht flächendeckend

14) Berührungspunkte von Regionalisierung und Globalisierung:

- Logik der Diversifikation und der Spezialisierung ist Antwort der Unt. auf die Ausdifferrenzierung der Märkte ( Herausbildung und Konturierung von reg. Ökonomien

- Wettbewerbsfähigkeit auf globalen Märkten hängt von der Möglichkeit hoher Produktivitätsfortschritte ab

- Globalisierung erhöht die Ansprüche der Unt. an den Standort

- neue Formen der Kooperation sind auf dezentraler Ebene eher effektiv (Bürokratieabbau, reg. Bündnisse für Arbeit)

